
Auszüge aus dem Original des 3 x G vom  30.04.2003 AZ  BVerfG 1 PBvU 1/02  zum rechtlichen 
Gehör:

 

 

 

Leitsatz 6 „….. . Rechtliches Gehör sichert den Parteien ein Recht auf Information, 
Äußerung und Berücksichtigung mit der Folge, dass sie ihr Verhalten im Prozess 
eigenbestimmt und situationsspezifisch gestalten können. 

 

Insbesondere sichert es, dass sie mit Ausführungen und Anträgen gehört werden. (Bearbeiter)“

 

Leitsatz „7. Der Anspruch auf rechtliches Gehör, ist nicht nur ein Anspruch formell 
anzukommen, sondern auch substantiell anzukommen, also wirklich gehört werden. Begeht ein 
Gericht im Verfahren einen Gehörsverstoß, so vereitelt es die Möglichkeit, eine Rechtsverletzung 
vor Gericht effektiv geltend zu machen. (Bearbeiter)“

 

Leitsatz 2

: „Die Verfahrensgrundrechte, insbesondere Art. 101 Abs. 1 Satz 2 und Art. 103 Abs. 1 GG, sollen 
gewährleisten, dass die richterliche Entscheidung willkürfrei durch eine nach objektiven Kriterien 
bestimmte Instanz auf einer hinreichend gesicherten Tatsachengrundlage und auf Grund einer 
unvoreingenommenen rechtlichen Würdigung unter Einbeziehung des Vortrags der Parteien 
ergeht.“

Leitsatz 3

 

„Die Rechtsbehelfe müssen in der geschriebenen Rechtsordnung geregelt und in ihren 
Voraussetzungen für die Bürger erkennbar sein, denn wesentlicher Bestandteil des 
Rechtsstaatsprinzips ist der Grundsatz der Rechtssicherheit.“

 

Leitsatz 6

„ Rechtliches Gehör ist nicht nur ein "prozessuales Urrecht" des Menschen, sondern auch ein 
objektivrechtliches Verfahrensprinzip, das für ein rechtsstaatliches Verfahren im Sinne des 
Grundgesetzes schlechthin konstitutiv ist.“
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„Wer bei Gericht formell ankommt, soll auch substantiell ankommen, also wirklich gehört werden.“
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„Die Maßgeblichkeit der Rechtsschutzgarantie entfällt nicht allein deshalb, weil eine Partei schon 

http://www.hrr-strafrecht.de/hrr/bverfg/02/1pbvu-1-02.php3


in der vorangegangenen Instanz die Möglichkeit gehabt hat, sich zur Sache zu äußern. Art. 103 
Abs. 1 GG enthält weiter gehende Garantien als die, sich irgendwie zur Sache einlassen zu können, 
so beispielsweise den Schutz vor einer Überraschungsentscheidung (vgl. BVerfGE 84, 188 <190>; 
86, 133 <144 f.>). Hat die Partei sich in einer Instanz zur Sache geäußert und dabei alles 
vortragen können, was mit Blick auf diese Instanz erheblich schien, können sich in einer weiteren 
Instanz auf Grund neuer tatsächlicher Gegebenheiten oder anderer rechtlicher Auffassungen der 
nun entscheidenden Richter neue oder veränderte relevante Gesichtspunkte ergeben; deshalb muss 
die Partei in der Lage sein, ihren Sachvortrag auch darauf auszurichten. Wird ihr dies verwehrt, 
wird die Garantie rechtlichen Gehörs verletzt.“

http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BVerfGE%2086,%20133
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BVerfGE%2084,%20188
http://dejure.org/gesetze/GG/103.html

